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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 9 VG 1/08 B 
 
L 6 VG 4975/06 (LSG Baden-Württemberg) 
S 6 VG 2041/06 (SG Stuttgart) 
 
 
 
 
................................................, 
 
 

Kläger, Antragsteller und 
Beschwerdeführer, 

 
 

g e g e n 
 
 
Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Regierungspräsidium Stuttgart, Abteilung 10, 
Landesversorgungsamt, 
Ruppmannstraße 21, 70565 Stuttgart, 
 

Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 
 
 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 23. Januar 2008 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie die Richter 

D a u   und   Dr.  K n ö r r  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 13. Dezember 2007 

Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im vorstehend genannten  

Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) hat durch Urteil vom 13.12.2007 die Auf-

fassung des Beklagten und den erstinstanzlichen Gerichtsbescheid bestätigt, wonach der Klä-

ger keinen Anspruch auf Versorgung nach dem OEG hat. Die Revision hat das LSG nicht zu-

gelassen. 

 

Dagegen hat der Kläger Beschwerde zum Bundessozialgericht (BSG) eingelegt und beantragt, 

ihm für dieses Verfahren unter Beiordnung eines Rechtsanwaltes Prozesskostenhilfe zu bewilli-

gen. 

 

Diesem Antrag kann nicht stattgegeben werden.  

 

Nach § 73a SGG iVm § 114 ZPO kann einem Beteiligten für das Verfahren vor dem BSG nur 

dann Prozesskostenhilfe bewilligt werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinrei-

chende Aussicht auf Erfolg bietet. Das ist hier nicht der Fall. Es ist nicht zu erkennen, dass ein 

zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 166 Abs 2 SGG) in der Lage wäre, eine Nichtzulas-

sungsbeschwerde des Klägers erfolgreich zu begründen. 

 

Nach § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche 

Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen 

Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2), oder wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht 

wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). Ein solcher Zulassungs-

grund ist weder nach dem Vorbringen des Klägers noch nach summarischer Prüfung des Streit-

stoffes ersichtlich.  

 

Die vom Kläger eingelegte Beschwerde ist nach § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm § 169 

SGG ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter als unzulässig zu verwerfen, weil er sich nicht 

von einem postulationsfähigen Prozessbevollmächtigten (§ 166 SGG) hat vertreten lassen. 

 

Der vom Kläger mit Schreiben vom 3.1.2008 an das LSG "gemäß § 576 ZPO" eingelegten und 

von dort an das BSG abgegebenen "Erinnerung" misst der Senat neben der zugleich erhobe-

nen Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision keine eigenständige Bedeutung bei, 

weil der Kläger mit der dem SGG unbekannten Rechtsbeschwerde nach §§ 574 ff ZPO letztlich 

- wie sich aus seinem Schreiben vom 9.1.2008 ergibt - ebenfalls eine Zulassung der Revision 

erreichen will. 
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Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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